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forces  into a united national liberation front  which finally  led to the 
foundation  of  TANU. It is necessary to take this fact  into consideration 
if  the limits and possibilities of  "Tribal Unions" in the national liberation 
movements are to be understood. 

Die Forschung hat den antikolonialen Protestbewegungen auf  ethnischer 

Basis und ihren politischen Organisationsformen  - den "Stammesparteien", 

wie sie sich in nahezu allen Ländern des tropischen Afrika  herausgebildet 

hatten - nicht immer gebührende Aufmerksamkeit  geschenkt. Ihr Wirken wurde 

entweder unterschätzt oder häufig  einseitig mit Tendenzen des Tribalis-

mus und Separatismus identifiziert,  d. h. undifferenziert  mit einem ne-

gativen Vorzeichen versehen. Dafür  gibt es vor allem zwei Ursachen. Zum 

einen waren diese "ethnischen Parteien" während ihrer geschichtlichen Ent-

wicklung in ihren Zielen tatsächlich außerordentlich widersprüchlich, so daß 

verallgemeinernde Aussagen nur schwer zu treffen  sind. Zum anderen fehlten, 

gerade weil es Organisationen von zumeist nur lokaler Bedeutung waren, kon-

krete Kenntnisse über ihre Struktur, Entstehung und soziale Zusammensetzung. 

In den folgenden  Ausführungen  sollen am Beispiel der Entwicklung der 

Befreiungsbewegung  in Tanganyika einige Wesenszüge dieser "ethnischen 

Parteien", ihre Grenzen und Möglichkeiten bei der Artikulierung des anti-

kolonialen Protestes und der Formierung einer nationalen, alle ethnischen 

Gemeinschaften  zusammenfassenden  Befreiungsfront  untersucht werden. 

1. Zum W e s e n " e t h n i s c h e r P a r t e i e n " in Tangany ika 

Die.ethnischen Parteien" ("Tribal Unions") waren häufig  eine erste 

organisatorische Form der afrikanischen  Bevölkerung in den Landgebieten 

Tanganyikas, nicht selten sogar lange Zeit die einzige. Ihr Wesen war in 

vieler Hinsicht durch das Wirken traditioneller, gentilgesellschaftlicher 

Institutionen und Strukturen geprägt. Die organisatorische Basis dieser 

"Tribal Unions" bildete die ethnische Gemeinschaft,  die alte Stammesorgani-

sation, und einige ihrer Ziele waren auf  den Erhalt bzw. die Förderung 

des Zusammenhalts dieser Gemeinschaft  ausgerichtet (wenn z.B. die Ent-

wicklung der Sprache und Kultur des eigenen Stammes gefordert  wurde). 
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Dennoch waren sie bis zum Zeitpunkt der Gründung einer wirkungsvollen 

gesamtnationalen, antikolonialen Einheitsfront  nicht immer rein 

"traditionalistische" Parteien. Ihre Führung lag in den Händen von Händlern, 

Geschäftsleuten  und Lehrern, die in den kleinen Städten der Regionen 

Tanganyikas (Bukoba, Shinyanga, Mwanza, Arusha und Moshi) lebten. Die 

traditionellen Führungskräfte,  die Häuptlinge, blieben von der Führung 

dieser "Tribal Unions" zunächst ausgeschlossen - was nicht bedeuten muß, 

daß es nicht gelegentlich zu einem zeitweiligen Zusammengehen kommen 

konnte nicht selten gehörte der Kampf  gegen die Privilegien und Macht 

der Häuptlinge sogar zu den programmatischen Zielen der "ethnischen Parteien". 

Den Entwicklungsstand der Formierung der antikolonialen Kräfte,  der 

für  das Erscheinen solcher Organisationen typisch ist, kann man als 

"horizontale politische Mobilisierung der Massen" charakterisieren, ein 

Begriff,  den KUCENKOV im Zusammenhang mit der Erörterung des Einflusses 

traditioneller Faktoren auf  das politische Leben in den ehemals kolonial abhängi-

gen Ländern verwendet. 

Eine solche Entwicklungsetappe der Einbeziehung der Massen in 
den Prozeß des politischen Kampfes  liege vor, so führte  er auf  dem 
Internationalen Symposium zu Problemen der nationalen Befrei-
ungsbewegung in Alma-Ata aus, wenn eine gegebene Gruppe ihre 
spezifischen  Interessen begreift  und beginnt, sich für  den Kampf  um ihre 
Realisierung zu vereinigen, wobei oft  traditionelle Organisationsformen 
entstehen. Dagegen sei die vorangehende Etappe, die "vertikale 
Mobilisierung", dadurch gekennzeichnet, daß weder die sozialen Wider-
sprüche und Interessen innerhalb einer gegebenen Gruppe selbst noch die 
zwischen den Gruppen entwickelt sind und daß die Massen von der lokalen 
traditionellen Führungsschicht mobilisiert werden (247). 

Die Existenz von politischen Organisationen auf  ethnischer Basis kann 

folglich  in einer bestimmten historischen Situation für  einen gewissen 

Zeitraum des Übergangs von der Vorherrschaft  rein traditioneller Orga-

nisationsformen  (auf  der Grundlage gentilgesellschaftlicher  Strukturen und 

unter Führung von Häuptlingen) als ein möglicher Weg angesehen werden, 

den antikolonialen Protest und die Forderungen der Bevölkerung in den 

Landgebieten nach allgemeindemokratischen Veränderungen zum Aus-

druck zu bringen. Die so entstandenen "Parteien" waren das Ergebnis der 

widersprüchlichen Situation, in der zwar einerseits bestimmte soziale 
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Schichten danach strebten, ihre Interessen durch eine Organisation po-

litisch durchzusetzen, andererseits aber die ethnischen Bindungen der 

traditionellen Stammesgemeinschaft  nicht selten noch stärker als die 

nationalen Bestrebungen waren. 

Letzteres hatte im wesentlichen zwei Ursachen. 

Erstens: Die britische Kolonialmacht trachtete danach, auf  der Grundlage 

ihrer Konzeption von der "indirect rule" die Organisation des Stammes 

politisch zu stärken und den Prozeß ihres Zerfalls  künstlich aufzuhalten. 

Der Stamm wurde daher die Grundlage der Lokalverwaltungsstruktur und 

trotz gewisser Reformen  nach dem zweiten Weltkrieg bis zur Erlangung der 

staatlichen Selbständigkeit nicht aufgegeben.  Noch ein offizieller  Bericht 

des britischen Kolonialministeriums an die Vereinten Nationen für  das 

Jahr 1948 betonte, daß die einzige Basis für  die Erringung des politischen 

und sozialen Fortschritts die Ausdehnung und Verbreiterung der exi-

stierenden Stammesstruktur auf  demokratischer Ebene sein könne. Die 

Zerstörung dieser Struktur bedeute für  die Eingeborenen Auflösung,  darum 

sei eine Zusammenführung  der Stammeseinheiten durch den Aufbau  von 

Stammesföderationen  ein wesentlicher Schritt für  den Fortschritt 

(UN-Report, 52). Tatsächlich ging es der Kolonialmacht darum, durch 

die politische Stärkung bzw. Neubelebung der archaischen ethnischen 

Strukturen die Tendenzen einer nationalen Integration zu unterdrücken und 

die des Tribalismus und Separatismus zu fördern,  um die Formierung 

einer alle Stämme einigenden Befreiungsfront  zu verhindern. 

Zweitens: Bis zum Ende der vierziger Jahre, als mit der Gründung der 

TANU die Befreiungsbewegung  einen bedeutenden Aufschwung  nahm, war 

der Prozeß der Konsolidierung einiger ethnischer Gruppen offenbar  noch 

stärker als der ihrer Assimilierung oder Verschmelzung mit anderen Ge-

meinschaften.  Die Forderungen nach Entwicklung der Stammessprache und 

-kultur seitens verschiedener "Tribal Unions" sind ein Beweis für  das 

Erwachen des ethnisch-kulturellen Bewußtseins innerhalb der traditionellen 

Stammesgemeinschaft.  Diesen ethnischen Prozessen lagen konkrete sozial® 

Verhältnisse zugrunde. Während die Tendenz der inneren Konsolidierung 
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einer gegebenen ethnischen Gemeinschaft  mit den Resten vorkapitalistischer 

Produktionsverhältnisse verbunden war, hatte die Tendenz der Assimi-

lierung ethnischer Gruppen und der Vermischung ihrer ethnischen Herkunft 

nach unterschiedlicher Bevölkerimgsteile innerhalb eines Dorfes  oder 

einer Häuptlingsschaft  (chiefdom)  bereits neue Produktionsverhältnisse 

zur Grundlage. 

Der genannte Widerspruch zwischen dem Streben der afrikanischen 

Bevölkerung nach politischer Artikulation ihrer sozialen Interessen 

einerseits und des Verhaftetseins  mit Elementen alter, archaischer Struk-

turen der Stammesgesellschaft  andererseits mußte auch das Wesen der 

"Tribal Unions" prägen. Aber für  die Einschätzung ihrer Rolle in der na-

tionalen Befreiungsbewegung  reicht es nicht aus, allein die Faktoren, die für 

die Bildung dieser "Parteien" von Bedeutung sind, zu beachten, sondern 

es erweist sich auch als notwendig, auf  die ethnische Struktur Tanganyikas 

in ihrem Zusammenhang mit sozialen Prozessen einzugehen. 1 Das Land 

weist in dieser Hinsicht einige Besonderheiten auf,  deren Kenntnis für 

eine Verallgemeinerung des Wirkens dieser "Tribal Unions" überaus 

wichtig ist. 

Der Zensus von 1957 gibt bei einer Gesamtbevölkerung von 8 665 336 

Einwohnern folgendes  Bild über die ethnische Struktur Tanganyikas 

(General African  Census, 2f.): 

1 Zu Recht verweist KIVA auf  die außerordentlich große Bedeütung des 
ethnischen Faktors, "dessen Rolle im politischen und sozialökonomischen 
Leben der afrikanischen  Länder unserer Ansicht nach einige unserer 
Autoren noch unterschätzen". Im Hinblick auf  die gegenwärtigen Pro-
bleme in den Ländern mit sozialistischer Orientierung führt  er weiter 
aus: "Wenn man die ethnische Anatomie der afrikanischen  Gesellschaft 
nicht kennt, kann man weder die in ihr vor sich gehenden politischen 
und noch viel weniger die sozialen Prozesse völlig begreifen"  (35). 
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Ethnische Hauptgruppen 
(mit mehr als loo ooo 
Angehörigen) 

Zahl Anteil an der Gesamtbe-
völkerung (in Prozent) 

Sukuma 1 093 767 12,8 

Nyamwezi 363 258 4,3 

Makonde 333 897 3,9 

Haya 325 539 3,8 

Chagga 318 167 3,7 

Gogo 299 417 3,5 

Ha 289 792 3,4 

Hehe 251 624 3,0 

Nyakyusa 219 678 2,6 

Luguru 202 297 2,4 

Bena 195 802 2,2 

Turu 195 709 2,2 

Sambaa 193 802 2,2 

Zaramo 183 260 2,1 

Iramba 156 498 1,8 

Mwera 138 210 1,6 

Iraqw 135 142 1,5 

Zigua 134 406 1,5 

Pare 126 048 1,4 
Makua 123 316 1,3 

Nyika 122 233 1,2 

Rangi 110 292 1,2 

andere ethnische Gruppen 3 008 984 34,7 
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Zu den auffallendsten  Besonderheiten in der ethnischen Struktur Tanganyikas 

gegenüber anderen Ländern Tropisch-Afrikas  gehört, daß die zahlenmäßige 

Größe der ethnischen Hauptgruppen, von einer Ausnahme abgesehen, außer-

ordentlich ausgeglichen und der prozentuale Anteil der größten ethnischen 

Gemeinschaft  (die Sukuma) an der Gesamtbevölkerung relativ niedrig war. 

Im Vergleich dazu entfielen  z. B. im Nachbarstaat Kenia nach der Zählung 

von 1962 auf  die 10 größten Völker 83 % der Bevölkerung des Landes. 

Allein die vier dominierenden Gemeinschaften  - die Kikuyu (19,6 % der 

Gesamtbevölkerung), die Luo (13,7 %), die Luhya (12,9 %) und die 

Kamba (11,1 %) - stellten zusammen mehr als die Hälfte  (57,3 %) der Ein-

wohnerschaft  (Republic of  Kenya, 16). Eine ähnliche Situation fand  sich auch 

in Nigeria, im volkreichsten Land im tropischen Afrika.  Nach der Zählung 

von 1963 entfielen  auf  die Hausa 20,1 %,die Yoruba 20, 0 % und die Ibo 16,4 % 

der Gesamtbevölkerung (Nigeria Handbook, 22). 

Zugleich war bei einigen Völkern Tanganyikas der Prozeß der Ver-

schmelzung verschiedener ethnischer Gemeinschaften  untereinander bis 

Mitte der fünfziger  Jahre bereits weit vorangekommen. In besonders aus-

geprägter Form zeigte sich diese Entwicklung bei dem zweitgrößten Volk, 

den Nyamwezi. Ihr in Zentral-Tanganyika gelegenes traditionelles Sied-

lungsgebiet (Unyamwezi) umfaßte  die Distrikte Nzega, Tabora und 

Ost-Kahama mit einer Gesamtbevölkerung von mehr als 450 000 Menschen. 

Nach der Zählung vom Jahre 1957 ergab sich in der ethnischen Struktur 

dieses Gebietes folgendes  Bild (berechnet nach ABRAHAMS, 2-4): 

Ethnische Gemeinschaft  Zahl Anteil an der Bevölkerung 
von Unyamwezi (in Prozent) 

Nyamwezi 242 687 54 

Sukuma 61 758 14 

Sumbwa 34 309 8 

Tusi 17 647 4 

Iramba 17 311 4 

Kimbu 12 103 2,5 
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Das eigentliche Stammland der Nyamwezi wurde Mitte der fünfziger 

Jahre nur noch zur Hälfte  von seiner ursprünglichen Bevölkerung besiedelt. 

Sie war in die benachbarten Gebiete, vor allem in den Siedlungsraum der 

Sukuma, die mit den Nyamwezi ethnisch-kulturell eng verwandt sind, und 

in die Küstenregion "immigriert". Parallel dazu waren die zahlreichen 

kleinen, an Unyamwezi angrenzenden ethnischen Gemeinschaften  in dieses 

Gebiet eingewandert und begannen sich mit der hier ansässigen Bevölkerung 

zu vermischen. Sogar die bis zur Ankunft  der Kolonisatoren wichtigste 

politische Einheit der Nyamwezi, die Häuptlingsschaft  (chiefdom),  setzte 

sich bereits aus den Vertretern mehrerer ethnischer Gemeinschaften  zu-

sammen. So lebten z.B. im Busangi Chiefdom  (Kahama Distrikt), das mit 

einer Gesamtbevölkerung von 4711 Einwohnern zu den kleinsten Häuptlings-

Schäften  Unyamwezis zählte, 2359 Nyamwezi (50%), 1080 Sukuma 

(23,1 %), 973 Sumbwa (20,6 %), 119 Rongo (2,5 %), 106 Tusi (2,2%) und 

74 zu verschiedenen anderen Stämmen gehörende Einwohner (ABRAHAMS,3). 

(Der hohe Anteil der Sukuma erklärt sich aus der Tatsache, daß diese 

Gemeinschaft  mit dem Busangi Chiefdom  eine gemeinsame Grenze hat). 

Nicht unerhebliche Auswirkung auf  diese Prozesse der Assimilierung 

und Verschmelzung der Völker, wie sie hier am Beispiel der Nyamwezi 

dargestellt wurden, hatten die Karawanenstraßen der Araber und Swahili, 

die bereits im frühen  19. Jh.einen ausgedehnten Handel zwischen den 

innerafrikanischen  Territorien und der ostafrikanischen  Küste betrieben 
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Kanongo 

Ha 

Manyema 

Fipa 

Rongo 

nicht klassifiziert 

Zahl 

9 271 
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5 192 

2 195 

1 049 

40 961 

Anteil an der Bevölkerung 
von Unyamwezi (inProzent) 

2 

1,5 

1 

0,5 

0,5 

8 



(einer der wichtigsten Knotenpunkte war die Stadt Tabora). Aber auch 

die während der Kolonialherrschaft  verstärkt einsetzenden Abwanderungen 

der Arbeitskräfte  zu den europäischen Sisalplantagen und Bergwerken, 

forciert  durch Zwangsarbeit und spezifische  Steuergesetzgebung, dienten 

objektiv dieser Entwicklung. 

Von besonderer Bedeutung für  den Beginn einer nationalen Konsolidierung 

der verschiedenen ethnischen Gemeinschaften  ist die für  afrikanische 

Länder südlich der Sahara nahezu einmalige Sprachsituation Tanganyikas. 

Das Swahili, schon in vorkolonialer Zeit eine weit über die Grenzen des 

späteren Tanganyikas hinausreichende Verkehrssprache, spielte eine 

große Rolle bei der politischen Mobilisierung der Massen zum antikolonialen 

und nationalen Befreiungskampf  und trug so wesentlich dazu bei, tribalisti-

sche und separatistische Gegensätze, die der Betonung eines engen 

Stammesbewußtseins erwuchsen, zurückzudrängen bzw. ganz zu über-

winden (vgl. SHAABAN ROBERT und FRIEDLÄNDER, HÖFTMANN und 

REINEKE). Auf  dem 15. Parteitag der TANU, der im September 1971 

in Dar es Salaam stattfand,  sagte Präsident J.K. NYERERE in einem 

Rückblick zur Lage Tanganyikas am Vorabend der Unabhängigkeit über 

die Sprachsituation im Lande: 
"Seine zehn Millionen zählende Bevölkerung bestand aus 123 afrikanischen  und 
einigen asiatischen Stämmen. Aber das Swahili wurde fast  überall verstanden, 
und die große Mehrheit, vor allem die Männer, konnte es sprechen. Diese ge-
meinsame Sprache war sowohl für  den Unabhängigkeitskampf  als auch für  die 
Einheit der neuen Nation von unschätzbarem Wert" (1971,5). 

Entscheidenden Einfluß  auf  das Verhältnis der ethnischen Gemeinschaften 

zueinander und damit auch auf  die Assimilierungs- und Konsolidierungs-

prozesse hatten sozialökonomische Faktoren. Vor allem Unterschiede im 

Entwicklungsniveau einzelner Völker - nicht selten bereits vor der kolonialen 

Unterwerfung  entstanden, viel häufiger  aber erst durch die Kolonialpolitik 

direkt hervorgerufen  - waren in vielen Ländern Tropisch-Afrikas  Quelle 

von Stammeskonflikten.  Denn diese auf  den ersten Blick rein ökonomische 

Erscheinung der Ungleichheit werde von den Afrikanern  als Grundlage der 

Ungleichheit auf  politischem Gebiet aufgefaßt,  hebt JORDANSKIJ in seinem 
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Aufsatz  über das Wesen interethnischer Konflikte  zu Recht hervor. Scharfe 

Kontraste in der Höhe der Einkommen, im Bildungsstand und Gesundheits-

wesen zwischen den einzelnen Gebieten und die ungleichen Chancen im Zu-

gang zu neuen Ämtern seien für  die Konflikte  verantwortlich (1967, 45). 

Die sich formierenden  bourgeoisen Klassenkräfte  der ökonomisch ent-

wickelten Gebiete neigten dabei in der Regel zum Separatismus, in der 

Hoffnung,  im zukünftigen  selbständigen Staat die so entstandenen ökono-

misch-politischen Vorrechte sichern und weiter ausbauen zu können. Ur-

sache dieses nationalistischen "Isolationismus" bestimmter Gruppen der 

afrikanischen  Bourgeoisie sei, so schreibt JORDANSKIJ bezüglich des Ver-

hältnisses dieser Klasse zur Frage der nationalen Integration im Hinblick 

auf  die Lage in Westafrika,  ihre ökonomische Schwäche und Empfindlich-

keit gegenüber der Konkurrenz auf  dem schmalen Sektor, der ihr von den 

westlichen Monopolen belassen wurde (1967, 47). In diesem Bestreben 

stützte sich die Bourgeoisie auf  Kreise der traditionellen Häuptlingsschaft 

und feudalen  Herrscher. 

Demgegenüber zeichnete sich die Situation im ostafrikanischen  Tanganyika, 

wie sie sich nach dem zweiten Weltkrieg dar stellte,dadurch aus, daß das 

sozialökonomische Entwicklungsniveau der Mehrzahl der Völker - ver-

glichen mit den Verhältnissen in vielen Läadern Westafrikas  - relativ 

ausgeglichen war. Die Völker, die zum Zeitpunkt der Ankunft  der 

Kolonisatoren einen hohen Entwicklungsstand der Produktivkräfte  und der 

sozialen Differenzierung  erreicht hatten (insbesondere die Haya und 

Chagga) und auch unter der Kolonialherrschaft  in die sich verstärkende 

Marktproduktion durch den Anbau von Exportkulturen einbezogen wurden 

und demzufolge  einen raschen wirtschaftlichen  Aufschwung  nahmen, reprä-

sentierten nur einen geringen Teil der Einwohnerschaft  Tanganyikas. Außer-

dem siedelten sie territorial voneinander isoliert in den Randgebieten des 

Landes (die Haya leben im äußersten Nordwesten Tanganyikas und sind in 

ihrer Sprache und Kultur mit den Völkern im Süden Ugandas verwandt, die 

Chagga sind dagegen in der Kilimanjaro-Region an der Grenze zu Kenia 

seßhaft),  wodurch ihre Ausstrahlungskraft  auf  nationale Prozesse erschwert wurde-
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Auf  Grund der hier aufgeführten  Besonderheiten spielte der ethnische 

Faktor im politischen Leben Tanganyikas eine weitaus geringere Rolle, 

als dies in anderen Ländern Tropisch-Afrikas  der Fall war. 

(ISMAGILOVA, 71, nennt in diesem Zusammenhang noch Senegal, das, 

wie sie betont, ebenfalls  trotz der polyethnisehen Struktur keine politisch 

bedeutsamen interethnischen Konflikte  kenne.) Diese Tatsache trug wesent-

lich dazu bei, daß es den reaktionären bourgeoisen Kräften,  der tradi-

tionellen Häuptlingsschaft  und der Kolonialmacht zunächst nicht gelang, die 

antikoloniale Bewegung durch die Forcierung der diesen "Parteien" eigenen 

tribalistisehen und separatistischen Züge zu spalten. 

2. D i e Z i e l e de r " T r i b a l U n i o n s " und ih r V e r h ä l t n i s 

zur T a n g a n y i k a A f r i c a n  A s s o c i a t i o n 

Von den sechs "ethnischen Parteien", die bis zur Erringung der staat-

lichen Selbständigkeit in Tanganyika politisch wirksam waren, kommt 

der Bahaya Union eine besondere Bedeutung zu; sie kann in gewisser 

Hinsicht als "Vorläufer"  dieser Organisationen angesehen werden. Im 

Jahre 1924 von einer kleinen Gruppe gebildeter Angehöriger des Haya-

Stammes, unter ihnen auch Regierungsangestellte, in der Stadt Bukoba 

gegründet, war diese Vereinigung sogar noch fünf  Jahre älter als die 

Tanganyika African  Association (TAA). In einer noch im Gründungsjahr 

verfaßten  Petition heißt es zu den Zielen der Bahaya Union, daß sie sich 

"für  die Entwicklung des Landes und für  die Suche nach einem System 

eines Weges zur Zivilisation und zum gegenseitigen Nutzen" einsetzen 

wolle. Diese recht allgemein formulierte  Zielstellung führte  bei gleich-

zeitiger Zurückweisung eines "politischen Interesses" an Regierungsan-

gelegenheiten dazu, daß die örtlichen Kolonialbehörden dieser "Partei" 

zunächst die Einrichtung eines Büros in Bukoba gestatteten und sich bereit 

erklärten, einige ihrer Forderungen nach Beseitigung allzu offensicht-

licher Willkürmaßnahmen der Administration zu erfüllen  (AUSTEN 1963, 14). 
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Doch je stärker die Vertreter der jungen Handels- und Agrarbourgeoisie 

die Union entsprechend ihren Interessen politisch zu profilieren  verstanden, 

desto mehr gerieten sie mit den "Autoritäten" (traditionelle Machtträger 

und Kolonialmacht) in Konflikt.  Auf  der Suche nach "Chancengleichheit" mußte 

die Union gegen das traditionelle nyarubanja-Pachtsystem opponieren, durch 

das die Oberschichten der Häuptlingsschaft  sowohl bezüglich der Verfügungs-

gewalt über den Boden als auch der Arbeitskräfte  den neuen Klassenkräften 

gegenüber im Vorteil waren. Die nach der Jahrhundertwende in diesem 

Gebiet rasch gestiegene Kaffeeproduktion  - allein in den Jahren von 1906 

bis 1929 erhöhte sich der Betrag des in Buhaya erzeugten Kaffees  von kaum 200 

auf  mehr als 7000 Tonnen - hatte den Druck auf  den für  den Anbau von 

Kaffeesträuchern  geeigneten Boden stark erhöht. So entsprach die Forde-

rung der bourgeoisen Kräfte  nach freiem  Zugang zu den Ländereien, die sich 

auf  Grund traditionell verfestigter  Produktionsverhältnisse - die von der 

Kolonialadministration durch die Aufstellung  eines Grundbuches offiziell 

anerkannt wurden - in den Händen der Häuptlinge befanden,  und nach Auf-

hebung der traditionellen Normen, die dieses Eigentum regelten, den 

ökonomischen und politischen Erfordernissen  der Zeit. 

Bereits im Jahre 1933 setzte sich die Bahaya Union für  die Gleichbe-
rechtigung der Frau im Erbrecht ein. 
"Wir anerkennen", heißt es in einem von vierzig Mitgliedern der Union unter-
zeichneten Brief  an den Bahaya Council of  Chiefs,  "daß dieses Recht (wonach 
nur Männer erbberechtigt sind, J.H.) aus der Zeit unserer Urgroßväter stammt, 
aber das muß nicht bedeuten, daß wir in dieser Hinsicht nicht neue Bräuche 
annehmen sollten" (HYDEN, 109). 

Diese Forderung der Bahaya Union, die sich auch auf  die Gleichberechti-

gung der Frau bei der Vererbung von Grund und Boden erstreckte, bedeu-

tete ein Angriff  auf  die traditionellen Rechtsnormen und die durch sie ge-

stützten Produktionsverhältnisse, da in vorkolonialer Zeit die Pflanzung  der 

Familie (kibanja) patrilinear vom Vater auf  den ältesten Sohn vererbt wurde . 

Sie war darüber hinaus ein Angriff  auf  die Rechte und die Macht der Häupt-

linge. Dabei ging es nicht allein darum, daß die neuen Klassenkräfte  die 

Positionen der traditionellen Autoritäten als "Hüter" des customary law in 
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Frage stellten, sondern gleichfalls  um eine Einschränkung der ökono-

mischen Macht der Häuptlinge. Beispielsweise hätte die Durchsetzimg 

der Forderung der Union das Reversionsrecht der Häuptlinge beschnitten. 

Danach fielen  all jene Grundstücke, deren Besitzer verstarben, ohne 

männliche Nachkommen zu hinterlassen, in die Verfügungsgewalt  der 

traditionellen Machtträger zurück. 

Die Kolonialmacht akzeptierte anfangs,  offensichtlich  unter dem Druck 

der progressiven Kräfte,  in exemplarischen Appellationsverfahren  auf 

Distrikt- und Provinzebene im Verlaufe  des Jahres 1934 die Ausweitung 

des Erbrechts auf  die Frau in Bodenangelegenheiten. Da jedoch eine 

Schwächung der traditionellen Strukturen und ihrer Autoritäten den 

Prinzipien der "indirect rule" widersprach, war die britische Administra-

tion an einer endgültigen Durchsetzung der Gleichberechtigung der Frau im 

Erbrecht nicht interessiert. Schon drei Jahre später entschied deshalb 

das Distriktappellationsgericht von Bukoba wieder nach dem Grundsatz, 

daß Frauen nicht berechtigt wären, Grundbesitz zu erben (CORY and 

HÄRTNOLL, 7). 

Es steht außer Zweifel,  daß der Bahaya Union in ihrer politischen 

Wirksamkeit von vornherein Grenzen gesetzt waren. Einige ihrer Forde-

rungen, z.B. die nach Verbesserung des Bildungs- und Gesundheitswesens, 

waren von nationaler Bedeutung und erforderten  die Vereinigung aller 

progressiven Kräfte  im Lande, wenn der Kolonialmacht hier Zugeständ-

nisse abgerungen werden sollten. Diese Tatsache hatten einige Führer 

der Bahaya Union durchaus erkannt, und es fehlte  nicht an Bemühungen, 

den engen ethnischen Rahmen der "Partei" zu sprengen. Schon 1927, drei 

Jahre nach der Gründung, wurde der Name der Union programmatisch 

in African  Association umgewandelt. Im Jahre 1930 suchte sie Verbindung 

mit anderen politischen Gruppen in Tanganyika aufzunehmen,  und bereits 

sechs Jahre später wurde sie formal  Ortsorganisation der 1929 in 

Dar es Salaam gegründeten Tanganyika African  Association (TAA). 
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Dennoch vermochte die Bahaya Union noch nicht, den ethnisch und 

lokal begrenzten Rahmen ihres politischen Kampfes  zu sprengen. 

Theoretisch hätte die African  Association die Stammesidentität abgeschafft, 
auf  die die Bahaya Union gerade so großen Wert gelegt habe, schreibt 
HYDEN in Auswertung von Dokumenten, die ihm führende  Mitglieder der 
Union zur Verfügung  stellten. "Praktisch jedoch blieben Aktivitäten und 
Mitgliedschaft  auch der African  Association, teils auf  Grund fehlender 
Kommunikationen mit anderen Gebieten Tanganyikas, auf  Buhaya beschränkt" 
(108 f.). 

Das Fehlen von politisch wirksamen Kontakten zu anderen Organisationen 

im Landd hatte seine wesentliche Ursache in der Zwiespältigkeit der 

Union selbst. Zwar wollte sie das Bildungswesen fördern,  jedoch wurde 

die erfolgreiche  Verwirklichung dieser Aufgabe  zunächst noch unter dem 

Aspekt der Bewahrung der traditionellen Werte und Strukturen der 

e i g e n e n ethnischen Gemeinschaft  gesehen. Als z.B. 1934 die Nyakato 

Central School bei Bukoba in ein landwirtschaftliches  AusbildungsZentrum 

umgewandelt werden sollte, beschwerte sich die Union beim britischen 

Gouverneur über diese Entscheidung. Einer der wichtigsten Gründe dafür 

war die Tatsache, daß nimmehr die Schüler, die eine über den Standard IV 

hinausgehende Schulbildung erhalten sollten, eine außerhalb des Stammes-

gehietes der Bahaya gelegene Schule besuchen müßten, wodurch sie ihrer 

"Heimatgesellschaft"  entfremdet  würden. 

In einem an den Schulinspektor von Bukoba gerichteten Brief  schreibt 
die Bahaya Union am 25. Januar 1935: 
"Unsere Kinder aus Bukoba unter 15 bzw. 16 Jahren, die jetzt nach Mwanza, 
Tabora oder in andere Gebiete geschickt werden, verlieren den Vorteil 
der Erziehung im Heimatgebiet; sie kommen in ihr Vaterland zurück und 
betreten die Schule eines dritten Lehrers, das Leben. Sie sind gut mit der 
Schulbildung vertraut, aber sie wissen manchmal nicht, wie die eigene 
Muttersprache gesprochen wird; sie verstehen nicht, wie man in der Fami-
liengemeinschaft  lebt und können sich nicht einmal selbst eine traditionelle 
Hütte bauen; sie sind der traditionellen Geschichte ihres Landes entfremdet 
und kennen nicht die Geographie ihres Distriktes, in dem sie leben. Kurz, 
sie kommen zurück und bauen Luftschlösser.  Ein langer Aufenthalt  außer-
halb des Heimatgebietes macht aus ihnen denaturalisierte Eingeborene, nutzlos 
für  ein Leben als wahre Afrikaner  in der Heimat . . . " (zit. in: HYDEN,110 f.)> 

Die nach Beendigung des zweiten Weltkrieges in Tanganyika entstandenen 

"ethnischen Parteien" - die Sukuma Union und die Meru Citizens Union -
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zeigten in ihren Wesenszügen viele Gemeinsamkeiten mit der Bahaya Union. 

Doch unterschieden sie sich von der letztgenannten durch eine stärker aus-

geprägte antikoloniale Zielsetzung und durch eine größere Breite ihrer 

Aktivitäten. 

Die Entwicklung der Sukuma Union beweist diese Feststellung. Im Dezember 

1945 von 18 Sukuma aus Mwanza, dem städtischen Zentrum im Sukumaland, 

gegründet, glich sie in den ersten Jahren ihres Bestehens der Bahaya Uni-

on. In einem Brief  an den britischen Distriktkommissar legte Fabian 

Ngalaiswa - einer der Gründer der Sukuma Union, von Beruf  Lehrer -

das Programm der neuen Organisation dar. Sie sollte dazu dienen, daß 

sich die Sukuma gegenseitig näherkommen und in den Schwierigkeiten des 

Lebens einander beistehen, insbesondere im Alter, bei Krankheit, Tod und 

Unfällen.  Eine monatliche Sammlung sollte einen Entwicklungsfonds  für 

Krankenhäuser und Schulen aufbringen.  Ferner wurden als Aufgaben  der Union 

die Erhaltung des Brauchtums und der Sprache der Sukuma genannt. Auch mit 

den besonderen Problemen der Frauen wollte man sich nach den Vorstellungen 

Ngalaiswas befassen  (zit. imMAGUIRE, 102 f.).  Bis Ende der vierziger 

Jahre blieb die Sukuma Union jedoch politisch unbedeutend. Mit kaum mehr 

als 100 Mitgliedern (1946) vermochte sie den städtischen Rahmen ihres 

Aktionsfeldes  nicht zu sprengen. Den Ausweg für  die Lösung der sozialen 

Probleme der kolonial unterdrückten afrikanischen  Bevölkerung suchte 

sie allein in der Wiederbelebung der Stammestraditionen durch die Orga-

nisierung der gegenseitigen Hilfe. 

In den Jahren 1949/1950 erweckten der Zimmermann Philip Kilala und 

der Angestellte James Bubele die Sukuma Union zu neuem Leben. Obzwar 

ihr anfangs  lediglich in Mwanza ansässige Angestellte, Lehrer, Händler 

und Handwerker angehörten, dehnte sie ihren Tätigkeitsbereich rasch auf 

die ländlichen Gebiete aus. Anfang  1954 zählte sie 3200 Mitglieder. Nach 

einem Bericht von Lameck Bogohe - Sohn eines wohlhabenden Bauern und 

zu dieser Zeit Führer der Union - konnte sie sich auf  32 Ortsgruppen 

stützen, von denen einige außerhalb des Sukumalandes lagen (MAGUIRE, 

171). 
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Die Sukuma Union legte in der ersten Hälfte  der fünfziger  Jahre in ihrem 

politischen Kampf  auch außerordentliches Gewicht darauf,  sich mit dem 

Problem des Bildungswesens und mit den Plänen der Kolonialadministration 

zur Verminderung des Viehbestandes und den damit im Zusammenhang 

stehenden neuen Steuerverordnungen auseinanderzusetzen. Die Union ver-

suchte auf  verschiedenen Wegen , die Schulbildung der afrikanischen  Be-

völkerung zu verbessern und das Bildungswesen dem kolonialen Einfluß  zu 

entziehen. Sie bemühte sich um die Möglichkeit einer Inspektion der 

städtischen Schulen und um die Erhöhung der Mittelschulplätze. Mit Hilfe 

einer Sammlung wollte die Union die Mittel für  die Errichtung einer eigenen, 

unabhängigen Mittelschule in Mwanza aufbringen.  Die Zwangsverordnungen 

der britischen Behörden zur Verringerung des Viehbestandes im Sukumaland 

stießen auf  den entschiedenen Widerstand der afrikanischen  Farmer und 

wurden zu einem wichtigen Feld der Aktionen der Sukuma Union. 

Der amerikanische Politologe MAGUIRE, der umfangreiche  Feldforschungen 
zur politischen Entwicklung des Sukumalandes nach dem zweiten Weltkrieg 
durchgeführt  hat, schildert die im Jahre 1952 entstandene Situation und 
die von der Union geplanten Maßnahmen in Auswertung ihrer Akten wie folgt: 
"Die Vieheigentümer wurden nicht nur zum Verkauf  gezwungen, sie wurden 
auch noch mit einer Steuer belegt! Die auf  den Viehmärkten gebotenen 
niedrigen Preise machten die Viehverringerungen in den Augen der Viehei-
gentümer unerträglich; die Viehpreise sollten erheblich erhöht werden, um 
den Bauern in den Stand zu setzen, europäische Hacken und Traktoren zu 
kaufen  und sein Land zu verbessern; die Bildung einer Viehhaltergenossen-
schaft  sei möglicherweise eine Lösung des Preisproblems. Die Union beauf-
tragte ihren Präsidenten und ihren Sekretär, einen Brief  an den Sukuma 
Council zu schreiben, in dem den belastenden Maßnahmen auf  dem Viehsek-
tor energisch entgegengetreten werden sollte" (156). 

In dem Bestreben, diese und andere Forderungen der Afrikaner  durchzu-

setzen, mußte die Sukuma Union objektiv mit den Native Authorities in 

Konflikt  geraten. Diese nach dem Prinzip der "indirect rule" aufgebauten 

eingeborenen Lokalverwaltungsorgane standen den politischen Zielen der 

neuen Klassenkräfte  entgegen, da sie sich nahezu ausschließlich auf  die 

Häuptlinge als offizielle  Mittler zwischen dem britischen Distrikt- bzw. 

Provinzkommissar und den Gemeinden stützte. Obzwar die Kolonialmacht 

wiederholt versucht hatte, das alte Native Authority-System zu reformieren 

und zu "demokratisieren", um es den neuen Bedingungen anzupassen -



im Mittelpunkt dieser Reformexperimente  standen vor allem die sozial-

ökonomisch am höchsten entwickelten Haya, Chagga und Sukuma - , blieben 

doch seine zwei Hauptsäulen bis zur Erlangung der Unabhängigkeit im 

wesentlichen bestehen . So hielt man nach wie vor am Aufbau  der Lokalver-

waltungsorgane entsprechend ihrer Stammesstruktur fest.  Die "Entwicklung" 

sahen die britischen Reformer  hier in der künstlichen Schaffung  von sog. 

"Stammesföderationen".  Ferner blieben die traditionellen Autoritäten 

auch weiterhin Hauptstütze des kolonial-staatlichen Unterdrückungsappara-

tes, trotz der Bildung von Räten, in denen neben den Häuptlingen noch 

andere, nicht-traditionelle Mitglieder als "Berater" kooptiert bzw. gewählt 

werden sollten (Chief  in Council). 

Die Lokalverwaltungsreformen  sollten die Forderungen der progressiven 

Kräfte  nach Mitsprache in den örtlichen Angelegenheiten beschwichtigen. 

Tatsächlich blieben jedoch die reformierten  Native Authorities und ihre 

Häuptlinge Ausführungsorgan  der Anordnungen der Kolonialmacht. Selbst 

der im britischen Dienst stehende Regierungsethnograph CORY - er leistete 

nicht nur theoretische Forschungsarbeit für  die "Modernisierung" des Native 

Authority-Systems, sondern unterbreitete auch praktische Vorschläge zur 

Realisierung dieses Vorhabens - gelnngte zu der Feststellung, daß das 

Fehlen der Kontrolle seitens einer Partei oder Wählerschaft  es unmöglich 

mache, in den Ratsmitgliedern Vertreter der öffentlichen  Meinung zu 

sehen (123). 

Sowohl die Kolonialmacht als auch die Häuptlinge lehnten eine solche 

Kontrolle durch das Volk oder seine Organisationen, so bescheiden diese 

Ansätze auch waren, entschieden ab. Die Kolonialmacht fürchtete  eine 

Veränderung des Kräfteverhältnisses  in den offiziellen  Organen auf  dem 

Lande zugunsten der Befreiungsbewegung,  die traditionellen Autoritäten sahen 

darin eine Bedrohung ihrer von der Administration geschützten Privilegien. 

Deshalb hatten die Forderungen der Sukuma Union nach Umwandlung der 

sog. Berater im Sukuma Council in gewählte Vertreter ebenso wenig 

Erfolg  wie die nach Sitz und Stimme der Organisation selbst in diesem 

Gremium. 
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Im April 1951 beantragte die Union eine Vertretung im Sukuma Council, 
"damit sich ihre Mitglieder genauer über die Entwicklungsvorhaben infor-
mieren und ihre Auffassungen  über die EntwicklImgsangelegenheiten und 
Pläne der Native Authorities dem Rat direkt zur Kenntnis bringen könnten", 
wie es in einem entsprechenden Schreiben heißt (MAGUIRE, 152). 

Unter dem Einfluß  der nationalen Demokraten vermochten einige 

"Tribal Unions" in ihrem politischen Kampf  die engen Grenzen ihres 

Aktionsfeldes  zu überwinden. Sie gaben so nicht nur der antikolonialen 

Bewegung in Tanganyika selbst neue Impulse, sondern prangerten die 

Praktiken des britischen Kolonialismus auch auf  internationaler Ebene an, 
2 

Ein Beispiel hierfür  ist die 1951 gegründete Meru Citizens Union (MCU). 

Unter der Führung von Nkura Kirilo Japhet - er wurde nach der Gründung 

der TANU Provinzsekretär dieser Partei - und Gamaliel Sablak machte 

sie sich zum Fürsprecher des Meru-Volkes. Als im Jahre 1951 die 

Kolonialmacht die in dem fruchtbaren  Kilimanjaro-Gebiet lebenden Meru 

von ihrem Boden vertreiben wollte, um dieses ca. 80 000 acres große 

Areal zu einer Enklave weißer Siedler zu machen, wurde die MCU zum 

organisatorischen Kern des Protestes und Widerstandes dieses 40 000 

Menschen zählenden Volkes. Von Anfang  an hatten ihre Führer erkannt, daß sie 

diesen Kampf  nur erfolgreich  bestehen können, wenn sie den ethnischen 

und lokalen Rahmen sprengen und die solidarische Haltung der anderen 

ethnischen Gemeinschaften  erringen. Im ganzen Land wurden Geldsamm-

lungen durchgeführt.  Kontakte wurden auch zur Kenya African  Union auf-

genommen, die ebenfalls  die MCU finanziell  unterstützte. Mit dieser 

Nach Angaben von JAPHET und SEATON ist die MCU aus der 1949 ins 
Leben gerufenen  Kilimanjaro-Meru Citizens Union (KMCU^ hervorgegangen. 
Die politischen Aktivitäten der KMCU waren ursprünglich auf  Fragen der 
Reformierung  der britischen Native Administration ausgerichtet.Petro Njau 
und Nsilo Swai, Vorsitzender bzw. Sekretär der KMCU, waren beide Chagga. 
(Swai wurde später Schatzmeister der TANU und bekleidete nach Erringung 
der Unabhängigkeit den Posten des Ministers für  Handel und Genossen-
schaften.)  JAPHET und SEATON führen  die Spaltung der KMCU auf  die 
Haltung Njaus zurück, der eine finanzielle  Unterstützung der Union für 
den Kampf  der Meru gegen den Landraub durch die weißen Siedler abge-
lehnt haben soll (17 f.). 
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Hilfe  war es der Union möglich, Japhet und dem Rechtsanwalt Edward 

Seaton die Reise nach New York zu finanzieren.  Sie sollten dem Treuhand-

schaftsrat  der UNO direkt über die Vorgänge im Meru-Gebiet berichten. 

Im Dezember 1952, befaßte  sich dann die Vollversammlung der Vereinten 

Nationen mit dem Meru Fall. 

Eine solche Entwicklung stellte die Organisationsform  einer "ethnischen 

Partei" selbst schon in Frage. Der enge Rahmen des Stammesdenkens, dem 

ein großer Teil der Bauernschaft  noch verhaftet  war, wurde durchbrochen und 

zugleich der Boden für  die sich formierende  nationale Befreiungsfront  im 

Meru-Gebiet bereitet. NYERERE schreibt hierzu rückblickend in einem 

Vorwort zu dem von JAPHET und SEATON verfaßten  Buch: 
"Die Tatsache, daß Vertreter des Meru-Volkes durch Tanganyika reisten, 

um ihren Fall zu erklären und um finanzielle  Unterstützung nachzusuchen, 
war einer der Faktoren, die zum Entstehen des politischen Bewußtseins 
in Tanganyika beitrugen. Er förderte  so die schnellere Verbreitung der 
nationalistischen Bewegung, die unter dem Namen Tanganyika African 
National Union im Juli 1954 gebildet wurde" (VII). 

Mitte der fünfziger  Jahre zeigte sich also folgendes  Bild: Die unter der 

Führung bzw. unter dem Einfluß  progressiver Kräfte  stehenden "Tribal 

Unions" rückten neben sozialen und ökonomischen Forderungen mehr und 

mehr politische Ziele in den Mittelpunkt ihres Programms, die die Organe 

und Institutionen der Kolonialadministration auf  den verschiedensten Ebe-

nen direkt angriffen.  Objektiv fanden  sich die "Tribal Unions" in den wesent-

lichen Punkten ihres Programms in Übereinstimmung mit andere Orga-

nisationen (Gewerkschaften.  Genossenschaften)  und Parteien der antiko-

lonialen Bewegung. Die Zusammenarbeit mit diesen Organisationen und 

der Zusammenschluß mit den progressiven Parteien wurden nunmehr 

nicht nur möglich, sondern dringend. Denn die Lösung der angestauten 

Probleme - so sehr sie ethnisch - oder regionalspezifische  Züge trugen -

erforderte  zwingend ein koordiniertes und vereintes Handeln. Das hatten 

die progressiven Kräfte,  gleich welcher Partei oder Organisation sie an-

gehörten, erkannt. Sowohl von den lokalen" ethnischen Parteien" 

als auch von der gesamtnationalen TAA wurden die Anstrengungen 

zur Vereinigung bzw. Koordinierung des Kampfes  erheblich ver-

stärkt. Es kam in einigen Gebieten zu einer personellen und 
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nicht selten sogar organisatorischen Verflechtung  der "Tribal Unions" 

mit den Ortsorganisationen der TAA. So war Paul Bomani - nach dem 

großen Wahlsieg der TANU im Jahre 1960 übernahm er in dem unter dem 

Vorsitz Nyereres stehenden Ministerrat das Ressort des Landwirtschafts-

ministers - nicht nur Präsident der Sukuma Union (1951), sondern gehörte 

in gleicher Funktion auch der TAA an. Auch in der Genossenschaftsbewe-

gung spielte er eine führende  Rolle. Er war u.a. einer der Mitbegründer 

der Victoria Federation of  Cooperative Unions (Sukumaland), die sich zur 

größten genossenschaftlichen  Organisation afrikanischer  Bauern auf  dem 

Kontinent entfaltete.  Gerade in diesem Gebiet hatten die Genossenschaften 

zum Ende der vierziger Jahre bedeutenden politischen Einfluß.  Ihnen ge-

hörten annähernd 30 000 Mitglieder an, was nahezu das Zehnfache  der 

Mitgliedschaft  der Sukuma Union oder der Ortsorganisation der TAA im 

Sukumaland ausmachte. Auch Lameck Bogohe, unter dessen Leitung die 

Sukuma Union 1953 bedeutend an Wirksamkeit gewinnen konnte, und noch 

eine Reihe anderer Funktionäre arbeiteten in den Genossenschaften  und 

der TAA mit. Anfang  1954 versuchte Bogohe diese engen organisatorischen 

Kontakte zwischen den drei Vereinigungen und zu anderen Organisationen 

der Lake Province fest  zu institutionalisieren (MAGUIRE, 187). 

Die Entstehung und das Wirken "ethnischer Parteien" vom Typ der 

Bahaya Union oder Sukuma Union entsprach bis Mitte der fünfziger  Jahre -

das kann zunächst festgehalten  werden - der objektiven und subjektiven 

Situation in den Landgemeinden Tanganyikas. Vertreter der in den kleinen 

Provinzstädten entwickelter Gebiete lebenden Mittelschichten (Handwerker, 

Gewerbetreibende, kleine Händler, Intelligenz) und der Bauernschaft  werden 

sich ihrer Lage bewußt und beginnen sich zu organisieren, um ihre Interessen 

politisch durchzusetzen. Diese Organisationen konnten jedoch noch nicht -

obzwar sie außerhalb des Einflusses  "offizieller",  kolonial-staatlicher 

und traditioneller Machtinstitutionen existierten, ja diese sogar in zu-

nehmendem Maße angriffen  - den ethnisch-kulturellen Rahmen der gesell-

schaftlichen  Wirklichkeit durchbrechen. Das Klassenbewußtsein war noch mit 

der Stammesmoral und dem Stammesdenken verflochten.  Vor allqm die 
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Bauernschaft  blieb auf  Grund der noch vorherrschenden vorkapitalistischen 

Produktionsverhältnisse sowohl in ökonomischer als auch in politischer 

Hinsicht mit den Resten gentil- und feudalgesellschaftlicher  Insti-

tutionen und Strukturen und den ihnen eigenen religiösen Vorstellungen, 

Sitten und Traditionen verbunden. Sie erwacht deshalb erst allmählich zum 

politischen Leben und läßt sich nur schwer politisch organisieren. Ihre 

Teilnahme am antikolonialen Kampf  war anfangs  viel stärker durch spezielle 

lokale Probleme motiviert (Boden- und Pachtfragen,  Preise, Absatz der 

erzeugten Produkte usw.) als durch die "große Politik". 

Für die Einschätzung der Rolle der "Tribal Unions" in Tanganyika ist 

ferner  von Bedeutung, daß die Partei mit gesamtnationalem Anspruch, die 

TAA, bis 1945 programmatisch und organisatorisch noch nicht in der Lage 

war, die verschiedenen Ströme der Befreiungsbewegung  effektiv  zu einen 

und zu führen.  Im Jahre 1929 in Dar es Salaam gegründet, war auch sie 

anfangs  als "Gesellschaft  gegenseitiger Hilfe"  mehr eine "soziale als eine 

politische Organisation". Ihre Mitglieder rekrutierten sich hauptsächlich aus 

Beamten, Händlern und Lehrern, die in Dar es Salaam arbeiteten (AUSTEN 

1964, 23-,BENNETT, 15). In den folgenden  Jahren wurden nach Angaben von 

P.A.P.Samesindi, ehemals Sekretär der TAA von Zanzibar und Pemba, in 

einer Reihe von Städten Ortsorganisationen gegründet: Zanzibar (1934), Pemba 

und Dodoma (1935), Singida, Kondoa und Irangi (1936), Mpwapwa und Tanga 

(1937) (BARONGO, 74. Allein die Tatsache, daß Samesindi die Ortsorgani-

sation von Bukoba offenbar  nicht bekannt war, verdeutlicht, wie schwierig 

zu dieser Zeit die Aufrechterhaltung  der Kommunikation zwischen der 

Zentrale und den Landgemeinden war. 

Nach dem zweiten Weltkrieg begann sich die TAA allmählich zu einer 

Partei zu profilieren,  die auf  gesamtnationaler Ebene die antikolonialen 

Bestrebungen der Afrikaner  artikulierte. Der UNO-Beobachterdelegation, 

die 1948 Tanganyika besuchte, berichtete der Vorstand der TAA in Dar es 

Salaam, daß der Partei 1780 Mitglieder angehörten und sie sich auf  39 

Ortsorganisationen im gesamten Land stützen könne (UN-Trusteeship 

Council, 202). In einigen Gebieten, beispielsweise im Sukumaland, ent-
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Trotz dieses progressiven Ansatzes blieb die KCCU in einigen ent-

scheidenden Fragen "traditionalistisch". Einerseits zeigte sich dies in 

der Tatsache, daß sie die Stammesgrenzen als Grenzen im politischen 

Kampf  ansah (eine Verbindung zur TAA bestand zwar, aber diese Partei 

hatte im Gegensatz zu ihrer Ortsorganisation im Sukumaland nur geringen 
3 

Einfluß  auf  die KCCU). Zum anderen fand  die traditionalistische Orientierung 

der KCCU darin ihren Niederschlag, daß ihre Führer glaubten, durch die 

Wahl eines "Oberhäuptlings" (Mangi Mkuu) zum Haupt aller Chagga ihre 

Ziele durchsetzen zu können. Man habe gehofft,  schreibt Basil MRAMBA 

rückblickend, mit der Schaffung  eines Chagga Paramount Chief  den Charakter 

der Häuptlingsherrschaft  revolutionieren zu können, indem man die 

Divisionalhäuptlinge und die ihnen unterstehenden kleineren Häuptlinge 

beseitigt und mit ihnen auch die Veruntreuungen, den Nepotismus und die 

kleine Tyrannei (109) . 

In einer solchen Einstellung spiegelt sich der innere Widerspruch einer 

"ethnischen Partei" wider, auf  den eingangs hingewiesen wurde. Ihre 

Führer konnten sich trotz des Kampfes  gegen die Häuptlingsherrschaft  -

der, so meint LIEBENOW, offenbar  sogar gegen die Institution der erb-

lichen Häuptlingsschaft  selbst gerichtet gewesen sei (78) - den neuen 

Chagga Council nicht ohne einen "Oberhäuptling" an seiner Spitze vorstellen. 

In den Wahlen zur Besetzung dieser Funktion unterstützte deshalb die KCCU 

den in Opposition zu den drei sich ebenfalls  um das Amt eines "Oberhäupt-
4 

lings" bewerbenden waitori stehenden Chief  Thomas Marealle. 
3 

Die ersten Ortsorganisationen der TAA im Kilimanjaro-Gebiet wurden 1946 
in Machame, Kibosho, Mbokomu und Sanya Chini eröffnet.  Nach der 
Darstellung von TEMU konnten in der Folgezeit keine weiteren Ortsorgani-
sationen gegründet werden, da die waitori ihre Erlaubnis hierzu verweiger-
ten. Die Mitglieder der African  Association, so führt  er weiter aus, hätten 
nunmehr ihr Hauptaugenmerk der Lokalpolitik gewidmet und die Partei sei 
allmählich von der KCCU absorbiert worden (197 f.). 

4 Thomas Lenana Marealle ist ein Enkel von Chief  "Melyari" Marealle, der 
während der deutschen Kolonialperiode herrschte und mit Hilfe  der auslän-
dischen Macht eine nahezu uneingeschränkte autokratische Herrschaft  im 
Kilimanjaro-Gebiet aufgebaut  hatte. 
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Er gewann die Wahl und wurde im Januar 1952 bei der Eröffnung  des 

neuen Chagga Council als Mangi Mkuu eingesetzt. 

Marealle, ein "moderner" und gebildeter Häuptling - er stand 18 Jahre 

im Dienst der Kolonialregierung, und davon absolvierte er den größten 

Teil im Social Service in Dar es Salaam - , nutzte im Wahlkampf  geschickt 

die Tatsache für  sich aus, daß er bisher nicht im Native Authority System tätig 

war, das praktisch einer der Angriffspunkte  der KCCU war. So wurden die 

drei waitori, die Wahlgegner Marealles, als Stützen und Erfüllungsgehilfen 

der kolonialstaatlichen Verwaltung bei der Steuereinziehung und Durchset-

zung von Boden- sowie Waldschutzmaßnahmen angesehen (LIEBENOW, 79). 

Die Hoffnung  der KCCU, durch einen "Oberhäuptling" den Charakter der 

Häuptlingsherrschaft  "revolutionieren" zu können, sollte sich jedoch nicht 

erfüllen.  "Oberhäuptling" Marealle hatte ihre Unterstützung gesucht, um 

sie für  seine Ziele auszunutzen und im eigenen Sinne zu beeinflussen.  Er 

versuchte, den Aufbau  echter demokratischer Organe zu verhindern und den 

Chagga Council seiner autokratischen Herrschaft  unterzuordnen, indem er 

sich auf  die "traditionellen Werte" des Häuptlingstums berief  und sich als 

erblicher und legitimierter Häuptling aller Chagga betrachtete. Zwar war 

er durch Wahlen an die Spitze des Chagga Council gekommen, doch miß-

brauchte er diese Funktion zur Einschränkung und zum Abbau der demokra-

tischen Kontrolle - so schwach sie auch unter den Bedingungen der Kolo-

nialherrschaft  war - , die ihm dieses Organ auferlegte. 

Nach außen strebte er, in Opposition zur nationalen Politik der TANU, 

einen weitgehenden Stammesseparatismus an, um die eigene Macht zu 

stärken. Hierzu nutzte er geschickt die traditionelle Häuptlingsinstitution 

für  seine Ziele aus, die in den Vorstellungen eines großen Teils der Land-

bevölkerung noch immer das sine qua non der Führerschaft  war und paßte 

sich gleichzeitig an die Auffassung  des britischen Gouverneurs Edward 

Twining von der "Konsultation der afrikanischen  Massen durch ihre 'natür-

lichen' Vertreter" an. 

Die von Marealle verfolgte  Politik widerspiegelt anschaulich die Haltung 

der "modernen" Häuptlinge zu einem Zeitpunkt, wo die äntikolonialen Kräfte 
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vor der Frage der Liquidierung der Kolonialadministration und der 

Schaffung  eines unabhängigen Staates standen. Diese Haltung war durch 

Kompromisse gegenüber den verschiedenen Klassenkräften,  durch Unent-

schlossenheit und innere Widersprüche geprägt. Einerseits stand Marealle 

zu den in der TANU zusammengeschlossenen Kräften  in Opposition. Ihre 

Politik bedrohte die Macht und Autorität der traditionellen Führer. Da 

eine politische Integration auf  nationaler Ebene nicht gelang, unterstützte 

er die Kolonialadministration in ihrem Versuch, den Häuptlingen 

Tanganyikas in der Zentralregierung in Form einer eigenständigen Insti-

tution (House of  Chiefs)  gesetzliche Anerkennung zu verschaffen.  Aber 

"Oberhäuptling" Marealle setzte sich auch vor dem Treuhandschaftsrat 

der Vereinten Nationen für  die Unabhängigkeit des Landes ein, wobei es 

ihm vor allem um eine Regierung mit afrikanischer  Mehrheit ging. Mit 

dieser Forderung stand er im Gegensatz zur britischen Politik des sog. 

Multirassismus. Er hatte angesichts der Entwicklung im "weißen Hochland" 

von Kenia und in den beiden Rhodesien die Gefahr  eines europäischen 

Rassismus erkannt und mußte hier die Forderungen der TANU unterstützen 

(Timetables for  Tanganyika, 469 f.). 

Zugleich steht hinter der Haltung Marealles während dieser Periode der 

Befreiungsbewegung  die Frage nach dem sozialen Inhalt des neuen Staats-

wesens. Denn Unabhängigkeit von kolonialer Herrschaft  konnte für  die 

Häuptlingsschaft  nur dann von Interesse sein, wenn die von ihr selbst an-

gestrebte politische Entwicklung gesichert ist, die letztlich auf  die Über-

nahme der Ausbeutung der afrikanischen  Bauernschaft  in eigene Regie 

hinausläuft.  So lehnte Marealle die staatliche Selbständigkeit zwar nicht 

grundsätzlich ab, schlug aber hierfür  eine Frist von 10 bis 15 Jahren vor. 

Da eine Machtübernahme durch die Häuptlinge im gesamtnationalen Maßstab 

völlig aussichtslos geworden war, orientierte sich Marealle auf  seine tra-

ditionelle "Hausmacht" und versuchte, den Chaggastamm als selbständiges 

Gebilde vom Staatsverband abzutrennen. Er verhandelte schon Mitte der 

fünfziger  Jahre mit dem Kolonialregime, um die Funktion des britischen 

Distriktkommissars in die eines afrikanischen  "Residenten" umzuwandeln, 
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wodurch Marealle faktisch  zu einem "protektionierten", doch weitgehend 

selbständigen Herrscher im Chaggaland geworden wäre - ein Status, den 

zur damaligen Zeit der Kabaka von Buganda hatte! 

Doch "Oberhäuptling" Marealle konnte seine Ziele nicht durchsetzen. 

Ende der fünfziger  Jahre schlössen sich die progressiven, zur Häupt-

lingsschaft  in Opposition stehenden Kräfte  zur Chagga Democratic Party 

(CDP) zusammen. Unter ihrem Vorsitzenden, Solomon Eliufoo,  führte 

die CDP eine Kampagne für  die Rückkehr zur Volkskontrolle, für  die 

Abschaffung  der Funktion eines "Oberhäuptlings" und seine Ersetzung 

durch einen gewählten Vorsitzenden im Chagga Council. In einem zu die-

ser Frage Anfang  1960 durchgeführten  Referendum  errang die CDP mit 

Unterstützung der TANU eine überwältigende Stimmenmehrheit. Damit, 

so schreibt der afrikanische  Soziologe Basil MRA MBA in Auswertung 

dieser Entwicklung, habe sich erstmalig eine Partei ein lokales politisches 

Problem zu eigen gemacht und sei gegen die traditionelle Herrschaft  auf-

getreten, was schließlich bedeutende Auswirkungen auf  die Häuptlings-

herrschaft  im allgemeinen hatte (112). 

4. E i n i g e S c h l u ß f o l g e r u n g e n 

Das dargelegte Material zur Geschichte der "ethnischen Parteien" im 

antikolonialen Befreiungskampf  der Völker Tanganyikas erlaubt - obwohl 

beim gegenwärtigen Stand der Forschung notwendigerweise lückenhaft  -

folgende  Schlußfolgerungen: 

Die Rolle der "Tribal Unions" ist in den einzelnen Phasen der Formierung 

der antikolonialen Kräfte  unterschiedlich. Vor der Gründung der TAA und 

bis zu ihrer III. Territorialkonferenz  im Jahre 1945 stellten die'ethnischen 

Parteien" (beispielsweise die Bahaya Union) eine Möglichkeit des anti-

kolonialen Protestes in den Landgebieten dar. 
Sie waren, wie es ein sowjetisches Wissenschaftlerkollektiv  in seiner Arbeit 
über die politischen Parteien in Afrika  allgemein feststellt,  "die erste Schule 
des politischen Kampfes,  eine Form der Vereinigung unter den Bedingungen 
des Kolonialregimes. Sie haben zukünftige  Minister und Parlamentarier her-
vorgebracht" (Poliziceskie partii Afriki,  33). 
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Diese Einschätzung trifft  in gewisser Hinsicht noch für  die Phase zwischen 

1945 und 1954 (Gründung der TANU) zu. Aber unter den Bedingungen, da 

die TAA sich als gesamtnationale Organisation zu profilieren  verstand, 

wurde die Zusammenarbeit zwischen den lokalen "Tribal Unions" und der 

African  Association bzw. ihre Verschmelzung zu einer einheitlichen Organi-

sation entscheidend für  die weitere Entwicklung der Befreiungsbewegung. 

In vielen Gebieten gelang es in dieser Situation den progressiven Kräften, 

die den "ethnischen Parteien" anhaftenden  tribalistischen Tendenzen -

Betonung der ethnischen "Exklusivität" und Mißtrauen gegenüber Ange-

hörigen anderer ethnischer Gemeinschaften  - zurückzudrängen (z.B. in 

der Sukuma Union und der Meru Citizens Union). 

Die Gründung der TANU leitete eine neue Phase der Formierung der 

antikolonialen Kräfte  in Tanganyika ein. Jetzt gab es eine Organisation 

mit nationalem, allgemeindemokratischem und strikt antikolonialem Pro-

gramm sowie einer gewachsenen organisatorischen Basis. Dadurch ver-

loren die "ethnischen Parteien" ihre positiven Potenzen. Die TANU-Führung 

sagte sich von ihnen als Stütze ihrer weiteren Arbeit in den Landgebieten 

los. In ihrem ersten Statut kündigte sie - wie andere national-demokratische 

Parteien Tropisch-Afrikas  - dem Tribalismus und seinen isolationistischen 

Tendenzen entschieden den Kampf  an (vgl. BATES, 421). 

Das Wesen der "ethnischen Parteien" war vom Widerspruch zwischen 

dem Streben der afrikanischen  Bevölkerung nach politischer Artikulation 

ihrer sozialen Interessen einerseits und der Existenz und dem Wirken 

alter, archaischer Strukturen der Stammesgesellschaft  andererseits bestimmt. 

Dieser Widerspruch prägte ihre Ziele. Die Beseitigung lokal spezifischer 

Mißstände sozialer oder wirtschaftlicher  Art bzw. die Förderung der 

Kultur der eigenen ethnischen Gemeinschaft  standen bei allen "Tribal 

Unions" in der ersten Phase im Vordergrund ihrer Tätigkeit. In der zwei-

ten Phase gelang es den progressiven Kräften  in einigen von ihnen, in Er-

kenntnis der dialektischen Einheit von ethnisch-lokalen und gesamtnatio-

nalen Zielen, diese "Tribal Unions" in die antikoloniale Befreiungsfront 

Tanganyikas einzugliedern (Sukuma Union, Meru Citizens Union). 
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